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Röstis wichtigste Abstimmung
Der Energieminister will den Mantelerlass durchbringen – er soll ihm ermöglichen, die Kontrolle über die Energiepolitik zurückzugewinnen

DAVID BINER, BERN

Albert Rösti wäre ein guter Diplomat
und Botschafter geworden. Als der
Energieminister am Montagvormittag
vor dieMedien trat, um das Stromgesetz
zu verteidigen, wurde er vom persona-
lisierten Widerspruch flankiert: rechts
von ihm Benoît Revaz, der Chef des
Bundesamtes für Energie (BfE), links
Katrin Schneeberger, die Chefin des
Bundesamts für Umwelt (Bafu).

Revaz ist für die Stromversorgung
zuständig. Schneeberger für die Um-
welt und für alles,was darin kreucht und
fleucht.Rösti sitzt in derMitte und hofft,
dass er mit der Vorlage einen Kompro-
miss gefunden hat. Die Abstimmung im
Juni wird womöglich die wichtigste sei-
nerAmtszeit. Das Gesetz sieht vor, dass
rasch mehr Strom aus erneuerbaren
Energiequellen produziert werden kann.
Landschaftsschützer haben erfolgreich
das Referendum ergriffen. Der soge-
nannte Mantelerlass, der die Änderung
von verschiedenen Gesetzen umfasst,
wird die Basis sein für Röstis künftige
Energiepolitik.

Parteispitze geht auf Distanz

Entsprechend gross ist die Bereitschaft
des SVP-Bundesrats, gleich mehrere rot-
grüne Kröten zu schlucken. Rösti über-
nimmt nicht nur die Stossrichtung des
Gesetzes von seiner Vorgängerin, SP-
Bundesrätin Simonetta Sommaruga, son-
dern auch das von ihr und den Umwelt-
verbänden verpackte Danaergeschenk.
Verbände wie derWWF oder Pro Natura,
für die das Bafu immer wieder ein offe-
nes Ohr hat, haben zwar signalisiert, dass
sie den geplanten Ausbau der Wasser-
kraft nicht bekämpfen werden.Aber ver-
bindlich sind diese Zusagen nicht.

Der Mantelerlass schränkt das Be-
schwerderecht der Verbände nur be-
dingt ein. Den alpinen, grossflächigen
Photovoltaikanlagen in Grengiols und in
Gondo wurde unter gütiger Mithilfe von
Pro Natura bereits der Stecker gezogen.
Die Vorhaben galten als Pionierprojekte
der Energiewende, da man hoffte, mit er-
neuerbaren Energien die Winterstrom-
lücke füllen zu können. Nun zeigen die
Umweltschützer einmal mehr, dass ihnen

Albert Fledermäuse und Schmetterlinge
wichtiger sind als die Stromproduktion.

Er glaube an die guten Absichten,
wolle seine Hand aber nicht für dasWort
derVerbände ins Feuer legen, sagte Rösti
an der Medienkonferenz. Er liess auch
seine Befürchtungen antönen, dass die
grossen Verbände nicht selbst, aber via
andere Gruppierungen die Ausbauziele
weiterhin torpedieren könnten. Wie das
geht, zeigt das Beispiel Trift-Staumauer.

Aqua Viva bekämpft und verzögert
das Projekt, das vor allem für die Strom-
speicherung im Winter von grosser Be-
deutung wäre. Wie die «NZZ am Sonn-
tag» berichtet, geht es dem vonmehreren
linken Parlamentariern mitgetragenen
Verband um die Rettung von Köcherflie-
gen. Mit dem runden Tisch für die Was-
serkraft muss sich Rösti an Abmachun-

gen halten, die das ganze Papier nicht
wert sind. Eine ähnliche Erfahrung hatte
er bereits bei den Diskussionen um die
Restwassermengen machen müssen.

Auch hier kam der SVP-Bundesrat
den Linken entgegen. Rösti beliess die
Bestimmungen zugunsten der Fische
und zuungunsten der zusätzlichen Ener-
giegewinnung und hoffte damit, ein Refe-
rendum zu verhindern. Die Fischer hiel-
ten zwar Wort, dafür bekämpfen nun
Landschaftsschützer um Vera Weber die
Vorlage. Das neue Gesetz bemäntelt vor
allem auch die Erkenntnis, dass man es
in der Strompolitik niemandem recht ma-
chen kann. Für den Harmonie liebenden
Bundesrat wird die Kampagne entspre-
chend schwierig – auch wenn die Zustim-
mung in den eidgenössischen Räten fast
flächendeckend war.

Rösti will dieVorlage um jeden Preis
durchbringen, auch weil sie ihm ermög-
lichen soll, die Kontrolle über die Ener-
giepolitik zurückzugewinnen.Wenn die
Umweltverbände weiterhin die Ener-
giewende behindern sollten, kann er
den Spiess umdrehen. Mit Verweis auf
die im bisherigen Rhythmus kaum rea-
lisierbaren Zubauziele kann Rösti für
die mittlere Frist den Wiedereinstieg in
die Kernenergie aufgleisen.Damit wäre
er dann zurück auf der Linie, die er und
seine Partei nie verlassen hatten. Die
SVP war die einzige Bundesratspartei,
die sich 2017 gegen die Energiestrategie
samt Atomausstieg stellte.

Obwohl sich an dieser Meinung
nichts geändert hat, tut sich die Volks-
partei eine Woche vor der Delegierten-
versammlung schwer mit der Vorlage

ihres Bundesrats. Innerhalb der Bun-
deshausfraktion ist ein Streit entbrannt
über das energiepolitische Vorgehen
und die entsprechende Positionierung
der Partei zum Mantelerlass.

Während sich prominente Vertreter
wie der Energiepolitiker Christian Imark
oder die Programmchefin Esther Friedli
im Ja-Komitee engagieren, bekämpft die
Parteispitze umMagdalenaMartullo-Blo-
cher dieVorlage. «Es darf nicht mehr pas-
sieren, dass unsere Leute solcheVorlagen
in der Kommission unkritisch durch-
winken», liess sich der designierte Partei-
präsident Marcel Dettling in der «NZZ
am Sonntag» zitieren. Die Abstimmung
über den Mantelerlass ist auch ein Ab-
nabelungsprozess. Nach bald anderthalb
Jahren imAmt sind diemeisten Rechnun-
gen zwischen Rösti und seinen vormali-
gen Fraktionskollegen beglichen.

Die rote Linie

Rösti versucht zu beschwichtigen und be-
zeichnet die Auseinandersetzung an der
anstehenden Delegiertenversammlung
lediglich als «Hauptprobe» für die Ab-
stimmung. Angesichts des anstehenden
Emanzipierungsprozesses zwischen der
Partei und ihrem Bundesrat dürfte es in-
des kein Zufall sein, dass Rösti das Ver-
bindende sucht. Auffallend oft sprach er
am Montag von Eigenständigkeit und
Souveränität des Landes, vor allem dank
einer eigenen, genügenden Strompro-
duktion. Ein Ja zum Mantelerlass ist für
ihn gleichzeitig ein Nein gegen die neuen
Verträge mit der Europäischen Union.
Die Errichtung vonWasserkraftreserven
zurWahrung derVersorgungssicherheit –
so wie es das neue Gesetz vorsieht – sei
für ihn eine «rote Linie».

Röstis Departement soll einen um-
fangreichen Mitbericht zum Verhand-
lungsmandat mit der EU verfasst haben.
Darin hält die Landesregierung fest, dass
dem Ziel der Schweiz, eigene Reserven
zu schaffen, lediglich «besondere Beach-
tung» geschenkt werde. Für Rösti geht
das ganz offensichtlich zu wenig weit.
Von seinen Leuten im Bundesamt für
Energie sei hier eine «harte Haltung» in
den Verhandlungen zu erwarten, sagte
er mit strengem, plötzlich undiplomati-
schem Blick nach rechts, zu Revaz.

SVP-Bundesrat Albert Rösti versucht, die Reihen in seiner Partei zu schliessen. PETER SCHNEIDER / KEYSTONE

Die Genfer Flut
Nirgends gibt es mehr Initiativ- und Referendumsabstimmungen – ein Teil der Bevölkerung hat sich längst abgewandt

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

Der 3. März war wieder einmal einer
jener Sonntage in Genf. Zusätzlich zu
den beiden eidgenössischen Volks-
abstimmungen hatte sich die Bevöl-
kerung gleich zu acht kantonalen Vor-
lagen zu äussern – von der Reduktion
der Fahrzeugsteuer über die Förderung
des Stockwerkeigentums bis zur Ver-
ankerung einer blutrünstigen Hymne in
der Verfassung.

Eine geballte Ladung direkte Demo-
kratie gibt es von Zeit zu Zeit auch
in anderen Kantonen, in Zürich etwa
standen Anfang März immerhin vier
Objekte zur Disposition. In Genf jedoch
hat die Abstimmungsflut System – und
sie dürfte gar noch zunehmen.

In seinem Standardwerk «Politique
suisse» hat der Politikwissenschaf-
ter Pascal Sciarini die Urnengänge für
alle Kantone seit 1970 nachgezeichnet.
Lange Jahre fällt Genf nicht sonderlich
aus dem Rahmen. Bis in die neunziger
Jahre werden die Volksrechte ziemlich
genau entlang dem Schweizer Durch-
schnitt ausgeschöpft.

Tiefste Stimmbeteiligung

Seither sind vor allem jene beiden Kate-
gorien von Volksabstimmungen explo-
diert, bei denen die Bevölkerung nicht –
wie bei Verfassungsänderungen – auto-
matisch ihr Plazet geben muss: Initiati-
ven und fakultative Referenden. Also

jene Vorlagen, bei denen die Befür-
worter beziehungsweise Gegner einer
Gesetzes- oder Verfassungsänderung
Unterschriften sammeln müssen, damit
es zur Abstimmung kommt.

In Zahlen:Obwohl Genf nur der Kan-
ton mit der sechstgrössten Bevölkerung
der Schweiz ist, gab es zwischen 1995 und
2021 satte 125 Initiativen und fakulta-
tive Referenden – Schweizer Rekord. Im
leicht grösseren Kanton St. Gallen waren
es deren 37. Einzig Basel-Stadt spielt in
einer ähnlichen Liga (117 Initiativen und
fakultative Referenden in jenem Zeit-
raum),wobei dieTendenz in Genf jüngst
noch zugenommen hat.

Warum stimmt Genf «über alles und
seineGrossmutter» ab,wie die ehemalige
Staatsrätin Martine Brunschwig Graf ge-
mäss «Le Temps» – in Anlehnung an ein
geflügeltes Wort auf Französisch – einst
sagte? So viel vorneweg: Die unbändige
Lust der Bevölkerung an der demokra-
tischen Teilhabe ist es nicht – im Gegen-
teil. Genf weist traditionell eine der tiefs-
ten, zumeist gar die allertiefsteWahl- und
Stimmbeteiligung aller Kantone auf.

Bei den Nationalratswahlen 2019 und
2023 war Genf das Schlusslicht (sofern
man den Sonderfall Appenzell Inner-
rhoden mit nur einem Kandidaten aus-
klammert).Auch bei der jüngst zugkräf-
tigen AHV-Abstimmung war Genf mit
einer Beteiligung von 52 Prozent der
grösste Ausreisser gegen unten – trotz
den acht kantonalen Vorlagen, die glei-
chentags auf dem Tisch lagen.

Die Gründe für dieAbstimmungsflut
sind vielmehr in der besonders polari-
sierten Politlandschaft zu suchen. Die
Debatten im Parlament, bei öffentlichen
Anlässen und in den Medien erinnern
zuweilen an französische Verhältnisse:
viel Engagement, viel Eloquenz, aber
auch viel Theatralik.

Vor allem aber verabschiedet der
Grosse Rat immer wieder Gesetze, die
in der Bevölkerung zu wenig Rückhalt
geniessen und von der Kantonsregie-
rung nicht getragen sind. In nicht weni-
ger als sechs der acht Vorlagen vom
3.März gaben Parlament und Regierung
eine unterschiedliche Stimmempfehlung
ab – obwohl beide Institutionen seit den
Wahlen vom Frühling 2023 wieder über
eine Mitte-rechts-Mehrheit verfügen.

Opposition hat nur dieses Mittel

Nicht eben förderlich ist, dass Genf das
mit Abstand höchste Quorum für den
Einzug ins Parlament kennt. Parteien
müssen einen Wähleranteil von mindes-
tens sieben Prozent haben, um vertreten
zu sein. Oppositionskräften wie etwa die
Linksaussenpartei Solidarité bleibt damit
nur der Weg über das Referendum oder
die Initiative, wenn ihre Stimme gehört
werden soll. «Ja, wir verbringen mit den
Unterschriftensammlungen viel Zeit –
zumal wir aus Prinzip nicht dafür be-
zahlen», sagt ihr politischer SekretärTeo
Frei. Noch vor einer Woche hätten sie
für vier Referenden gleichzeitig mobi-

lisiert, zwei seien mittlerweile einge-
reicht worden. Erstaunlich regelmässig
sind die linken Referenden erfolgreich,
besonders schmerzhaft war für die bür-
gerliche Parlamentsmehrheit jüngst die
Niederlage ihrer Wohnbaupolitik. «Der
Grosse Rat ist kein Abbild der Gesell-
schaft, er politisiert häufig an den Be-
dürfnissen der Bürger vorbei», sagt er.

Genf ist jetzt schon SchweizerMeister
der (nicht obligatorischen) Volksabstim-
mungen, nun dürfte der Kanton seinen
Vorsprung gar noch ausbauen. Denn am
3.März hat eine klare Mehrheit dafür
gestimmt, dass während der Osterferien
(wie bereits im Sommer und an Weih-
nachten) die Referendumsfrist nicht wei-
terläuft – und dass künftig weniger Unter-
schriften für Initiativen und Referenden
nötig sind. Dies, obwohl es im städtisch
geprägten Genf bereits heute einfacher
ist, die notwendige Anzahl zu sammeln,
als in einem ländlicheren Kanton.

Eine eigentliche Abstimmungs-
kampagne fand dazu nicht statt. «Wer
will sich schon gegen einen Ausbau der
Volksrechte einsetzen?», fragt die FDP-
Fraktionschefin Natacha Buffet-Des-
fayes rhetorisch. Inhaltlich aber war ihre
Partei gegen die Senkung der Hürden –
obwohl sie bei Unterschriftensammlun-
gen jeweils einen grösseren Effort leis-
ten muss als die kampferprobten Lin-
ken oder die SVP und von der neuen
Regelung also profitieren dürfte. «Zu
viel Demokratie gefährdet die Demo-
kratie», sagt Buffet-Desfayes.

SRF kündigt
weiteren
Stellenabbau an
Der digitale Wandel
soll weiter vorangetrieben werden

wek. · Das SRF hat am Montag über
weitere Spar- und Personalmassnahmen
informiert. An einer Personalveranstal-
tung hat Direktorin Nathalie Wappler
laut Mitteilung das strategische Unter-
nehmensprojekt «SRF 4.0» vorgestellt.
Damit soll der digitale Wandel in den
kommenden Jahren weiter vorangetrie-
ben werden.

Heisst konkret:Kurzfristig müssen bis
Ende Jahr der Stellen- und der Finanz-
rahmen stabilisiert werden. Man müsse
die unternehmerische Verantwortung
wahrnehmen und weiterhin eine ausge-
glichene Rechnung präsentieren, wird
Direktorin NathalieWappler in der Mit-
teilung zitiert. Ab 2025 seien dafür wei-
tere Sparmassnahmen unvermeidbar.

Der Schritt sei aufgrund derTeuerung
und rückgängiger Werbeeinnahmen nö-
tig, schreibt SRF in seiner Mitteilung.
Der genaue Umfang sowie die konkreten
Kosten- und Stellenreduktionen würden
in den kommenden Monaten erarbei-
tet.DerAbbau soll, soweit möglich, über
natürliche Fluktuation sowie ordentliche
und frühzeitige Pensionierungen erfol-
gen, heisst es. «Trotzdem sind Entlassun-
gen unumgänglich.» Für betroffene Mit-
arbeitende komme ein Sozialplan zur
Anwendung. In welchen Bereichen der
geplante Abbau stattfindet, ist laut Mit-
teilung noch nicht bekannt.
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Der Zeitgeist
fegt die Schulnoten weg
Eltern, Lehrpersonen und selbst die Wirtschaft zweifeln am Sinn des heute üblichen Bewertungssystems

ERICH ASCHWANDEN, DANIEL GERNY

Nichts zeigt den Leistungsdruck an
Schweizer Schulen besser als das Zitat
des legendären Kinderarztes undAutors
von Erziehungsratgebern Remo Largo:
«Die Schule ist mit Prüfungen und
Noten zur Treibjagd verkommen. Die
Lehrer sind die Jäger, die Noten und
Prüfungen sind die Hunde, die man auf
die armen Hasen, die Kinder, hetzt.»

Bis heute gibt es kein Element aus
dem Bildungsbereich, das die Wahr-
nehmung der Schule so stark prägt, wie
das Notensystem.Die Ziffern 1 bis 6 ver-
folgen uns auch nach der letzten Schul-
stunde. Wer Fussballspieler, Politiker,
Filme oder Restaurants klassifizieren
will, verteilt Schulnoten – und alle wis-
sen, was gemeint ist: Unter einer Drei-
einhalb ist Hopfen und Malz verloren.

Lange bevor sich die Schulpflicht
durchsetzte, etablierte sich auch in
der Schweiz die systematische Bewer-
tung von Schülerleistungen. Es waren
die Jesuitenschulen, die zunächst ein
fünfstufiges Notensystem einführten,
um über den Übertritt in die nächst-
höhere Klasse entscheiden zu können.
Zu dieser Zeit waren die Kirchen für
die nichtakademische Bildung verant-
wortlich. Doch längst nicht alle Kinder
gingen zur Schule. Bildung war ein Pri-
vileg für wenige.

Kritik seit den 1950er Jahren

Solange der Besuch einer Schule keine
Selbstverständlichkeit war, hatten
Noten eine weit geringere Bedeutung
als heute. Erst mit der Einführung der
Schulpflicht im 19. Jahrhundert wurden
Noten wichtiger. Nun entschieden sie
über ganze Schulkarrieren und wurden
zum entscheidenden Kriterium für die
Berufswahl.

Um aber zu verhindern, dass Leh-
rerinnen und Lehrer bei der fünfstufi-
gen Notenskala zu sehr in die Mitte,
also auf die Drei, tendierten, wurden
in Deutschland und der Schweiz Noten
von 1 bis 6 eingeführt. In anderen Län-
dern sind andere Skalen üblich, doch
fast überall sind Zensuren im Bildungs-
bereich bis heute zentral.

Aber ist das auch gerecht und ziel-
führend? So selbstverständlich dieses
Bewertungssystem für uns auch ist,
so scharf und anhaltend ist die Kritik
an den Schulnoten. Sie ist fast so alt
wie die Noten selbst. Seit den 1950er
Jahren bemängeln Bildungsexperten
immer wieder, dass Noten mehr scha-
deten als nützten. Lange verhallten die
Alarmrufe von Largo und Co. in der
Öffentlichkeit weitgehend ungehört –
ein Thema für Bildungsexperten. Nun
aber zeichnet sich eineTrendwende ab.
Die Schule ohne Noten wird zur realis-
tischen Option.

So löste die oberste Schweizer Leh-
rerin, Dagmar Rösler, ein riesiges Echo
aus, als sie vor kurzen im «Blick» publi-
kumswirksam und ungewohnt apodik-
tisch erklärte: «Schulnoten sind nicht
mehr zeitgemäss.» Noten würden in
der Primarschule eine Scheingenauig-
keit suggerieren. In einer leistungsstar-
ken Klasse sei eine schlechte Note weni-
ger schlecht als in einer schwächeren
Klasse, sagte Rösler. Oder träf zusam-
mengefasst: Die Notenvergabe erfolgt
mit viel Gefühl – und nach dem Prinzip
Handgelenk mal Pi.

Beurteilung von Kompetenzen

Dass es ausgerechnet die Präsidentin
des Dachverbands Lehrerinnen und
Lehrer Schweiz war, die in diese Kerbe
hieb, hat massgeblich zur sogleich fol-
genden Empörungswelle beigetra-
gen. In Wirklichkeit aber spricht Rös-
ler mit ihrer Provokation nur aus, was
viele Menschen ausserhalb der Schulen
schon lange denken.

Sogar die SchweizerWirtschaft erteilt
dem heute üblichen Bewertungssystem

die Note «ungenügend». Eigentlich soll-
ten Schulnoten ein erster Orientierungs-
punkt für die Betriebe bei der Anstel-
lung von Lernenden sein. Doch diesem
Anspruch genügten die Zeugnisse nicht,
heisst es in einem aktuellen Positions-
papier von Economiesuisse.

Die Wirtschaft rief die Schulen ver-
gangenen Monat sogar öffentlich dazu
auf, endlich faire Selektionsprozesse
zu schaffen, mit aussagekräftigen und
national vergleichbaren Beurteilungen.
Dabei handelt es sich keineswegs nur
um Klagen von praxisfernen Verbands-
vertretern. So erklärten die Vertreter

der Lehrbetriebe kürzlich an einer vom
Kanton Luzern organisiertenVeranstal-
tung zum Thema Schulnoten, für sie sei
die Beurteilung überfachlicher Kompe-
tenzen wichtiger als eine einzelne Note.

Vermittlung von Kompetenzen statt
von reinem Fachwissen – diesen Para-
digmenwechsel postuliert auch der
Lehrplan 21. Der Gymnasiallehrer und
Didaktik-Dozent PhilippeWampfler ist
überzeugt, dass derWandel, den die Pri-
marschule in den vergangenen Jahren
durchgemacht hat, die Diskussion um
dieAbschaffung der Schulnoten anheizt.

Stadt Luzern als Pionierin

DieDynamisierung der Berufswelt sorgt
lautWampfler dafür, dass eine statische
Leistungserfassung mittels einer Note
an Wert verloren hat. «Die Unterneh-
men wollen wissen, ob sich ihre künfti-
gen Mitarbeiter an neue Herausforde-

rungen anpassen können, und verlangen
nach Bewertungsmethoden, die diesen
Anspruch erfüllen.»

Ausserdem habe die zunehmende
Unübersichtlichkeit der Schulstufen,
insbesondere auf der Oberstufe, dazu
geführt, dass Lehrbetriebe den Wert
von Noten weniger gut einschätzen
könnten. «Teilweise erhalten die Schü-
ler gute Noten, damit ihre Chancen
auf eine Lehrstelle steigen. Das trägt
nicht zur Vertrauensbildung bei», stellt
Wampfler fest.

Während sich die Experten noch die
Köpfe heissreden, macht Luzern Nägel
mit Köpfen. Als erste grössere Schwei-
zer Stadt schafft Luzern die Prüfungs-
noten ab.Die Zeiten, in denen alle Schü-
ler gleichzeitig einenTest schrieben und
anschliessend benotet wurden, sind bald
vorbei. Mit diesem Schritt gilt Luzern
bei vielen Bildungsexperten als Pionie-
rin: Im Sommer 2026 führen sämtliche
19 Primarschulen der Stadt Luzern das
neue «Rahmenkonzept Beurteilung»
ein. Diesen ambitionierten Zeitplan
skizzierte Rektor David Schuler vor
kurzem in der «Luzerner Zeitung».

In Luzern geht damit die Zeit der
(scheinbaren) Eindeutigkeit zu Ende.
Statt eines starren Systems von 1 bis 6
haben Lehrerinnen und Lehrer unter-
schiedliche Möglichkeiten, die Leis-
tungsentwicklung der Kinder zu be-
werten. Dazu gehören beispielsweise
ein Portfolio, ein Lerntagebuch, ein
Lernkompass oder ein Kompetenzras-
ter. Nicht nur für die Lehrpersonen,
auch für die Kinder und Eltern bre-
chen neue Zeiten an.

Schüler suchen den Vergleich

Genau diese drohende Beliebigkeit ist
es, die die Basler Nationalrätin Katja
Christ (GLP) auf die Palme bringt. Sie
stellt seit Jahren einen zunehmenden
Verlust an Orientierungsmöglichkeiten
für Schülerinnen und Schüler fest. So
setze die dauerreformierte Schule bei-
spielsweise beim Fremdsprachenunter-
richt nicht auf einen strukturierten, auf-
bauenden Unterricht, sondern auf ein
kaum fassbares und wenig konkretes
«Sprachbad».

Klassische Schulfächer wie Geogra-
fie oder Geschichte seien durch Sam-
melfächer ersetzt worden, bei denen
alles mit allem vermischt werde, be-
klagt Christ.Auch der integrative Schul-
unterricht bedeute für viele Kinder eine

Überforderung – ganz besonders für sol-
che mit Lernschwierigkeiten. Für Schü-
lerinnen und Schüler werde es immer
schwieriger, zu erkennen, was eigentlich
das Ziel der Schulstunden sei – und was
von ihnen erwartet werde.

Der Angriff auf die Schulnoten füge
sich präzise in dieses Muster ein, argu-
mentiert Christ. Aus lauter Angst, Kin-
der könnten sich schlecht oder unge-
recht behandelt fühlen, werde ein sinn-
volles Bewertungssystem fundamental
infrage gestellt. Dies nach dem Motto,
was sich während Jahrzehnten bewährt
habe, könne gar nicht mehr zu einem
zeitgemässen Bildungssystem passen.

«Mein Gefühl ist aber, dass Schüle-
rinnen und Schüler ganz natürlicher-
weise denVergleich suchen», sagt Christ.
Sie stört sich nicht nur daran, dass der
Wettbewerb zu stark verteufelt wird. Es
fehle vor allem wieder einmal an über-
zeugendenAlternativen, die auf wissen-
schaftlichen Erkenntnissen basierten.

Keine bessere Alternative

Tatsächlich sind mit der Beurteilung
durch Noten und Zeugnisse viele un-
zufrieden. Aber eine bessere Alterna-
tive hat bisher noch niemand präsen-
tiert. «Der förderorientierte Unter-
richt, der grosses Gewicht auf das indi-
vidualisierte Lernen legt, verlangt zu
Recht nach neuen Beurteilungsfor-
men», sagt der Erziehungswissenschaf-
ter Philipp Eigenmann, der an der Päd-
agogischen Hochschule Thurgau zum
Thema der historischen und soziologi-
schen Bedeutung der Leistungsorien-
tierung der Schule forscht.

«Trotz der Neuausrichtung der ver-
gangenen Jahre darf man aber nicht
vergessen, dass die Schule weiter-
hin leistungsorientiert bleibt», erklärt
er. Eine leistungsorientierte Gesell-
schaft verlange von der Schule Aus-
sagen zur Leistung der Schülerinnen
und Schüler. «Formalisierte Beurtei-
lungsinstrumente wie Noten bieten
hier trotz aller Unzulänglichkeit eine
Orientierung», so Eigenmann.Dass mit
Eignungstests, die von Arbeitgebern
oder Universitäten durchgeführt wür-
den, die Chancengerechtigkeit steigen
würde, sei zu bezweifeln.

Diese von Arbeitgebern oder Uni-
versitäten durchgeführten Tests wür-
den die Chancengleichheit nicht im sel-
benAusmass wahren,meint Eigenmann.
Der frühere Rektor der Pädagogischen
Hochschule Zug Carl Bossard sieht das
ähnlich: «Anders als verbale Beurteilun-
gen erlauben Noten keine Beschönigun-
gen.AberWorte können verletzen,Zah-
len sind neutraler.»

Doch die Experten, die in den klas-
sischen Schulnoten das Optimum er-
kennen, werden seltener. So steht heute
vor allem die Frage im Raum, wie lange
es noch dauert, bis es den Schulnoten
1 bis 6 endgültig an den Kragen geht.
Denn zumindest in Teilen der Bevölke-
rung scheinen Noten nach wie vor äus-
serst populär. Mit aller Kraft versucht
die Politik zu verhindern, dass die Schul-
noten einfach so aus dem Bildungs-
bereich verschwinden.

So hat der Zürcher Kantonsrat im
letzten Sommer Schulnoten gesetz-
lich verankert. Smileys, Sternchen oder
Feedback-Gespräche als alleinige Be-
wertungen sind seither im Kanton
Zürich nur noch in der ersten Klasse er-
laubt – die Lehrpersonen müssen zwin-
gend Noten setzen.

Der Entschied fiel nach einer äus-
serst emotionalen Auseinandersetzung,
die zeigt, wie gross der Unmut über die
drohenden Abschaffung eines weiteren
Wesensmerkmals der Schule ist. So um-
stritten die Noten sind – noch fehlt die
Euphorie für eine weitere Schulreform.
Oder wie der österreichische Schriftstel-
ler Karl Kraus vor genau hundert Jahren
kalauerte: «Die Schule ohne Notenmuss
einer ausgeheckt haben, der von alko-
holfreiemWein besoffen war.»

Bis anhin schweben die Schulnoten wie ein Damoklesschwert über vielen Kinderköpfen. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ

«Anders als verbale
Beurteilungen erlauben
Noten keine
Beschönigungen.
Aber Worte können
verletzen,
Zahlen sind neutraler.»
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Hochschule Zug
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